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nicht befreit. Dasselbe gilt, wenn der die 
Dienstvorschriften verletzende Unter­
stellte selbst der Geschädigte ist.
Für eine vorsätzlich durch den Unter­
stellten begangene Straftat ist der Vor­
gesetzte selbst dann, wenn er z. B. Vor­
schriftsverletzungen geduldet hat, nicht 
nach § 269 strafrechtlich verantwortlich.

9. Liegen die Voraussetzungen des 
§ 269 vor, ist der Täter bei fahrlässigen 
Tötungen, fahrlässigen Körperverlet­
zungen oder fahrlässiger Beeinträchti­

gung der Kampftechnik, die durch 
Handlungen Unterstellter begangen 
werden, nur nach dieser Norm straf­
rechtlich verantwortlich.
Gegenüber § 193 ist § 269 das spezielle 
Gesetz. Soweit die Bestimmungen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes in 
der Nationalen Volksarmee und den Or­
ganen des Wehrersatzdienstes nicht in 
Dienstvorschriften, sondern in anderen 
Weisungen festgelegt sind, kommt bei 
entsprechender Verletzung § 193 zur An­
wendung.

§270
Beleidigung Vorgesetzter oder Unterstellter

(1) Wer als Unterstellter einen Vorgesetzten oder als Dienstgradniederer einen 
Dienstgradhöheren während des Dienstes oder wegen dienstlicher Obliegenhei­
ten außerhalb des Dienstes verleumdet oder beleidigt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Strafarrest 
bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat nach Absatz 1 als Vorgesetzter einem Un­
terstellten oder als Dienstgradhöherer einem Dienstgradniederen gegenüber be­
geht.

1. § 270 dient der Sicherung und Festi­
gung des sozialistischen Verhältnisses 
zwischen Unterstellten und Vorgesetzten 
und dem Schutz der Ehre und Würde 
der Militärpersonen. Diese Norm dient 
zugleich dem Schutz des Ansehens der 
bewaffneten Organe in der Öffentlich­
keit.

2. Das Gesetz geht vom Verhältnis von 
Vorgesetzten und Unterstellten aus (vgl. 
§ 257). Es kennt außerdem das Verhält­
nis der Dienstgradunterschiedlichkeit.
In beiden Alternativen der genannten 
Verhältnisse wird ein dienstlicher Bezug 
der Tat verlangt. In der Regel wird die 
Tat während des Dienstes begangen. 
Unter Dienst ist der allgemeinste Rah­
men der militärischen Pflichterfüllung 
zu verstehen. Hierunter fallen sowohl 
das direkte Befehlsverhältnis als auch 
die allgemeinen Pflichten auf Grund

von Vorschriften usw. (z. B. das Zurecht­
weisen einer dienstgradniederen Militär­
person in der Öffentlichkeit wegen un­
gebührlichen Benehmens).
In der zweiten Alternative liegt zur Zeit 
der Tat kein direktes dienstliches Ver­
hältnis vor, z. B. gemeinsamer Ausgang. 
Die Tat muß jedoch in Bezug zu dienst­
lichen Obliegenheiten stehen und des­
halb erfolgen (z. B. Beleidigung eines 
Vorgesetzten in der Öffentlichkeit we­
gen dessen früherer militärischer Be­
fehlsgebung). Der Begriff dienstlicher 
Obliegenheiten ist nicht zu eng zu 
sehen. Dienstliche Obliegenheiten im 
Sinne des Gesetzes sind die Befehls­
gebung, die Gesamtheit der militäri­
schen Pflichterfüllung und Dienstver­
richtung. Hierunter fallen auch solche 
militärischen Verhältnisse wie die ver­
schiedenen Entscheidungen in Kader­
angelegenheiten (z. B. die Verpflichtung,
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